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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
NATO North Atlantic Treaty Organization

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
UE Union européenne
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Sécurité intérieure

Für die Eindämmung der Gefahren, die vom Internet ausgehen, sprach sich auch der
Nationalrat aus. So hiess er ein Postulat Darbellay (cvp, VS) gut, welches den Bundesrat
beauftragt, ein Konzept zum Schutz der digitalen Infrastruktur der Schweiz vorzulegen.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass er sich der Bedeutung von Cyber-
Bedrohungen bewusst sei und er deshalb beschlossen habe, die Federführung für das
Thema Cyber Defense auf Stufe Bund dem VBS zu übertragen. Am 10. Dezember 2010
war für eine befristete Zeit ein Projektleiter in der Person von Divisionär Kurt Nydegger
gewählt worden. Ein Strategiepapier zur Cyber Defense soll im Frühling 2012 vorliegen.
Im Verlaufe des Jahres zeigte sich, dass Ueli Maurer und seine Spezialisten eine
Kooperation mit dem Nato Cooperative Cyber Defence Centre in der estnischen
Hauptstadt Tallinn anstreben. 1

POSTULAT
DATE: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Politique étrangère

Politique étrangère

Angesichts der dramatischen Entwicklungen im russischen Aggressionskrieg gegen die
Ukraine zu Beginn des Jahres 2022, in dessen Verlauf die Schweiz in bis anhin
ungekanntem Ausmass Sanktionen der EU übernommen hatte, entbrannte eine
öffentliche Debatte über die Ausgestaltung der Schweizer Neutralitätspolitik. In diesem
Kontext reichte die APK-SR im April 2022 ein Postulat ein, das vom Bundesrat Klarheit
und Orientierung in der Neutralitätspolitik in Form eines aktuellen und
departementsübergreifenden Neutralitätsberichts forderte. Die Kommission
begründete ihr Anliegen damit, dass der letzte Neutralitätsbericht des Bundesrats aus
dem Jahr 1993 stamme. Der damalige Bericht sei nach dem Ende des Kalten Kriegs
davon ausgegangen, dass die «Teilung Europas in zwei antagonistische Blöcke auf
politischem und militärischem Gebiet überwunden» sei. Diese Annahme entspreche
nach dem Angriff Russlands jedoch nicht mehr der Realität. Die APK-SR forderte, dass
sich die Neutralitätspolitik den gegenwärtigen Entwicklungen anpasse und dabei den
Freiraum ausnutze, den das Neutralitätsrecht der Schweiz einräume. Da der Bundesrat
den Kerninhalt der Neutralität weder in der Bundesverfassung, noch in nationalen
Gesetzen weitergehend verankern wolle, müsse die Neutralitätspolitik nun in einem
Bericht aktualisiert werden. Dieser solle sich insbesondere mit der
sicherheitspolitischen Zusammenarbeit, der Praxis der Bewilligung von
Überflugrechten, dem Umgang mit neuen Konfliktbildern, Konflikten im digitalen Raum,
der Lieferung von Waffen, militärischem Schutzmaterial und Dual-Use-Gütern, der
Zusammenarbeit mit Organisationen der kollektiven Verteidigung, z.B. mit der NATO
und der Handhabung von Sanktionen befassen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates und gab bekannt, dass das EDA
bereits mit der Arbeit an einem aktualisierten Neutralitätsbericht begonnen habe. Darin
werde die Entwicklung der letzten dreissig Jahre sowie die neuesten Entscheide im
Kontext des Ukraine-Kriegs aufgearbeitet. Das VBS werde auf Basis des
Sicherheitspolitischen Berichts 2021 zudem eine Auswertung des Konflikts vornehmen
und bis Ende Jahr einen Zusatzbericht erarbeiten, der die Konsequenzen des Kriegs auf
die Sicherheitslage in Europa und die Möglichkeiten der sicherheitspolitischen
Kooperation aufzeigen werde. 2

POSTULAT
DATE: 18.05.2022
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2022 nahm der Ständerat das Postulat der APK-SR zu Klarheit
und Orientierung in der Neutralitätspolitik einstimmig an. Kommissionssprecher Würth
(mitte, SG) legte dem Rat die Gründe für das Postulat dar. Die APK-SR verlange vom
Bundesrat, national wie auch international besser zu kommunizieren, worin die
Schweizer Neutralität bestehe. Zudem sei ein Abgleich der aktuellen Situation mit dem
Neutralitätsbericht von 1993 angebracht, denn dieser sei in der Annahme entstanden,
dass die Teilung Europas überwunden sei. Eine allfällige Aktualisierung des Berichts
müsse des Weiteren klarer zwischen dem völkerrechtlich verbindlichen
Neutralitätsrecht und der Neutralitätspolitik unterscheiden und diese Begriffe

POSTULAT
DATE: 16.06.2022
AMANDO AMMANN
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definieren. Ein neuer Neutralitätsbericht sei auch nötig, weil dieser den Rahmen für die
gegenwärtige Neutralitätspolitik schaffen solle und aufzeigen könne, wie diese im
innerstaatlichen Recht konzipiert sei. Schliesslich würden sich unabhängig vom
Ukraine-Krieg neue sicherheitspolitische Herausforderungen stellen, die aus
neutralitätspolitischer Sicht betrachtet werden müssen – beispielsweise Konflikte im
digitalen Raum oder mit nichtstaatlichen Akteuren. Die Kommission erwarte auch, dass
der von Ignazio Cassis angekündigte Neutralitätsbericht durch den Gesamtbundesrat
verabschiedet werde, da mehrere Departemente tangiert seien, schloss Würth seine
Ausführungen. Aussenminister Cassis beantragte das Postulat zur Annahme, da er
selber bereits im März 2022 die Erarbeitung eines neuen Neutralitätsberichts in Auftrag
gegeben habe. Dieser werde die Entscheide des Bundesrats hinsichtlich des Ukraine-
Kriegs einordnen und Optionen aufzeigen, wie sich die Neutralitätspolitik
weiterentwickeln liesse. Es sei selbstverständlich, dass der Gesamtbundesrat
gemeinsam über eine solche Frage entscheide, bekräftigte Cassis die Forderung der
Kommission. Das VBS werde im Rahmen eines Zusatzberichts zum
Sicherheitspolitischen Bericht 2021 ebenfalls eine Auswertung des Kriegs in der Ukraine
und von dessen Auswirkungen auf die Sicherheitslage in Europa vornehmen und diesen
bis Ende 2022 vorlegen. 3

Relations avec des organisations internationales

Mittels eines Postulats verlangte Nationalrätin Corina Gredig (glp, ZH) im März 2022,
dass der Bundesrat im Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021 in einer
breiten Auslegeordnung prüft, an welchen zusätzlichen europäischen und
internationalen Programmen und Kooperationsprojekten die Schweiz teilnehmen
könnte. Dabei solle sich der Bundesrat am Verhalten anderer neutraler Staaten in
Europa orientieren und aufzeigen, welche Wirkung eine erweiterte Kooperation auf die
Sicherheit der Schweiz hätte. Postulantin Gredig argumentierte, dass die Schweiz
Trittbrettfahrerin der Sicherheitsbemühungen der EU und der NATO sei. Um ihre eigene
sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit zu bewahren, müsse sie ihre multilaterale
Zusammenarbeit in sicherheitspolitisch relevanten Organisationen ausbauen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da er das Anliegen bereits als
erfüllt erachtete. Die internationale Kooperation sei schon seit langem Bestandteil der
Schweizer Sicherheitspolitik und sei somit als eines von neun Zielen im
Sicherheitspolitischen Bericht 2021 aufgeführt worden. Im Zusatzbericht werde das VBS
– in Zusammenarbeit mit dem EDA und dem EJPD – eine Analyse der
sicherheitspolitischen Folgen des Kriegs in der Ukraine vornehmen. Dazu gehöre auch
eine Einschätzung der Auswirkungen des Kriegs auf die Sicherheitslage in Europa und
der Möglichkeit, sicherheitspolitische Kooperationen einzugehen. Zudem habe das EDA
angekündigt, im Sommer 2022 einen Bericht zur Neutralität der Schweiz zu
veröffentlichen. Diese beiden Berichte würden die im Postulat aufgeführte Forderung
abdecken, schloss der Bundesrat. 
In der Nationalratsdebatte während der Sommersession 2022 kritisierte Gredig die
veraltete Vorstellung «einer sich einsam verteidigenden Igel-Schweiz». Im Angriffsfall
müsse man sich mit anderen Staaten verbünden, unter Umständen auch mit der NATO.
Derartige Kooperationen solle man jedoch frühzeitig einleiten, die Covid-Pandemie
habe gezeigt, dass es beim Eintreten des Ernstfalls zu spät sei. Der Nationalrat nahm
das Postulat in der Folge mit 116 zu 45 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) an. Nur die SVP-
Fraktion stimmte gegen Annahme, während sich einige Mitglieder der Grünen ihrer
Stimme enthielten. 4

POSTULAT
DATE: 09.06.2022
AMANDO AMMANN

Ständerat Josef Dittli (fdp, UR) forderte den Bundesrat im Juni 2022 in einem Postulat
dazu auf, die Auswirkungen eines Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag
auf die Aussen- und Sicherheitspolitik der Schweiz zu prüfen. Er interessierte sich
insbesondere dafür, wie sich der Konflikt in der Ukraine auf die Ausgangslage eines
Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag ausgewirkt hatte. Darüber hinaus
solle aufgeführt werden, welche Konsequenzen der Beitritt für die
Sicherheitsarchitektur Europas und der Schweiz sowie für die Beziehungen der Schweiz
zur NATO haben könnte. Basierend darauf solle der Bundesrat eine Auslegeordnung des
weiteren Vorgehens präsentieren, forderte der Postulant. Der Bundesrat habe eine
solche für die Zeit nach der Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags von
Kernwaffen im August 2022 in New York versprochen. Der Krieg in der Ukraine habe
aber neue Voraussetzungen geschaffen, die eine «ganzheitliche und
zukunftsorientierte Betrachtung» einer möglichen Vertragsratifizierung nötig machten.

POSTULAT
DATE: 16.06.2022
AMANDO AMMANN
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Dittli wünschte sich in diesem Rahmen auch eine Stellungnahme des Bundesrats zur
Motion Sommaruga (sp, GE; Mo. 17.4241), mit der dieser die Ratifizierung des
Atomwaffenverbotsvertrags gefordert hatte und die von beiden Räten 2018
angenommen worden war. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.

In der Ständeratsdebatte während der Herbstsession 2022 setzte sich Carlo
Sommaruga für die Ablehnung des Postulats ein. Er bezeichnete Dittlis Vorstoss als
«parfaitement inutile», da der Bundesrat mehrfach bestätigt habe – zuletzt bei der
Beratung des Postulats der SiK-NR (Po. 21.3960) im Herbst 2021 –, dass ein
Evaluierungsbericht zum Vertrag vorgelegt werde. Er kritisierte zudem den Bundesrat
dafür, dass sich dieser trotz der Annahme seiner Motion von 2017 noch immer vor der
Unterzeichnung und Ratifikation des Vertrags ziere. Schliesslich habe die
Unterzeichnung des Kernwaffenverbotsvertrags bei anderen neutralen europäischen
Staaten wie Österreich und Irland keine negativen Auswirkungen auf die
Zusammenarbeit mit der NATO gehabt. Für eine objektive Analyse des Vertrags und von
dessen effektiven Konsequenzen im Fall der Schweiz sei aber die Einsetzung einer
Expertengruppe nötig. Auch Charles Juillard (mitte, JU) empfand die lange Verzögerung
vonseiten des Bundesrats als befremdlich, schliesslich sei der Vertrag 2017 unter
anderem auf Anregung der Schweiz ausgearbeitet worden. Ein zusätzlicher Bericht habe
daher keinen Mehrwert für die Entscheidungsfindung. Trotz ihrer Kritik verzichteten
Sommaruga und Juillard aber darauf, das Postulat zu bekämpfen.
Bundesrat Cassis erklärte dem versammelten Ständerat, dass der Vertrag nicht nur von
Kernwaffenbesitzenden, sondern auch von ihren Verbündeten abgelehnt werde. Die
Schweiz werde aufgrund der besagten Motion Sommaruga die Frage eines Beitritts zum
Vertrag erneut prüfen, zuvor habe man jedoch die Überprüfungskonferenz des
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrags abwarten wollen. Er beantragte die Annahme des
Postulats, dessen Anliegen durch eine bereits eingesetzte interdepartementale
Arbeitsgruppe aufgenommen werden könnte. Der Ständerat nahm das Postulat in der
Folge stillschweigend an. 5

Armée

Activités internationales

Der Ständerat überwies am 1. Juni ein Postulat seiner Sicherheitspolitischen
Kommission, in welchem der Bundesrat beauftragt wird, bis Ende 2013 einen Bericht
vorzulegen, in dem er die Möglichkeiten und seine Strategie der künftigen
sicherheitspolitischen Kooperation mit Europa darlegen soll. Die Schwerpunkte sollen
dabei sein: Wie sich die Schweiz ausserhalb eines NATO- und EU-Beitrittes verstärkt an
der Sicherheitsproduktion im europäischen Rahmen beteiligen könnte, in welche
Richtung sich die Neutralitätspolitik weiter entwickeln sollte, wie eine weitergehende
Kooperation konkret ausgestaltet werden könnte und welcher Mehrwert sich damit für
die schweizerische und europäische Sicherheit ergeben würde. Der
Kommissionssprecher Bruno Frick (cvp, SZ) merkte in seiner Rede an, dass im
Armeebericht 2010 eine Perspektive für die zukünftige Gestaltung der Sicherheitspolitik
fehle und deshalb ein neuer Bericht in Auftrag gegeben werden müsse. Der Bundesrat
anerkannte dieses Anliegen. 6

POSTULAT
DATE: 01.06.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) AB NR, 2011, S. 531; SoS, 5.11.11
2) Po. 22.3385
3) AB SR, 2022, S. 573 f.
4) AB NR, 2022, S. 1085; Po. 22.3308
5) AB SR, 2022, S. 934 f.; Po. 22.3800
6) AB SR, 2011, S. 417.
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